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1986 war für die Kommission der Europäischen Gemeinschaften ein enttäu-
schendes Jahr. Im Gegensatz zum Vorjahr gab es keine historischen Aufgaben zu
bewältigen: die 1985 durch das Ringen um den Beitritt von Spanien und Portugal
sowie die institutionelle Reform überdeckten Schwächen kamen jetzt bei Be-
handlung der laufenden Geschäfte gelegentlich zum Vorschein. Die persönliche
Autorität von Präsident Jacques Delors ließ nach, und die Mitgliedstaaten such-
ten das Prestige der Kommission wieder einzuschränken.

Wäre die Kommission noch die eurokratische Dienstleistungsanstalt gewesen,
zu der sie die Mitgliedstaaten in langen Jahren degradiert hatten, so wäre ein
solches Jahr gar nicht negativ aufgefallen. Aber das war sie nicht mehr: Unter der
straffen Führung des neuen Präsidenten hatte sie 1985 mit einem so spektakulä-
ren Machtzuwachs überrascht1, daß man 1986 nichts anderes als eine Fortsetzung
erwartete. Doch diese kam nicht. Ein Abebben der Euphorie war wohl natürlich,
schließlich darf man nicht von jedem Jahr historische Einschnitte erwarten. Für
den Gesichtsverlust der Kommission gab es aber auch tiefere und nicht ganz so
harmlose Gründe.

Nachlassende Autorität Delors

So wurde 1986 ein diffuses Jahr ohne Höhepunkte und ohne Krise, aber mit einer
gewissen Mißstimmung. Ausdruck fand diese zunächst innerhalb der Kommis-
sion selbst: Delors verlor 1986 überraschend an Autorität gegenüber seinen
Kommissionskollegen. Der Einzug von zwei Spaniern und einem Portugiesen in
die damit von 14 auf 17 Mitglieder erweiterte Kommission2 bietet dafür keine
ausreichende Erklärung. Zwar fand Delors ein Kollegium von 17 zu unhandlich,
um damit richtig regieren zu können. Der eigentliche Grund lag aber darin, daß
die Kommissare nach einem Jahr, in welchem sie der Delors-Magie erlegen wa-
ren, die Lust entdeckten, ihm zu widersprechen. Als symptomatisch empfand
Delors selber eine Niederlage, welche er gegen den für Wettbewerbsfragen zu-
ständigen Iren Peter Sutherland erlitt. Im löblichen Bestreben, den ,Brüsseler
Dirigismus' abzubauen und die EG-Führung von Bagatellfällen zu entlasten,
setzte sich Delors dafür ein, Staatsbeihilfen bis zu einer gewissen Mindesthöhe
von der Verfolgung durch die Kommission generell auszunehmen. Die Mehrheit
folgte jedoch dem Gegenargument, dies könnte von späteren Nachfolgern als
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Präzedenzfall aufgefaßt werden, um in der Pflicht zur Wettbewerbsaufsicht allge-
mein nachzulassen.

Auch andere Kommissare gewannen ein eigenständigeres Profil zurück: der
Niederländer Andriessen in der Agrar-, der Däne Christophersen in der Budget-
politik, der Brite Lord Cockfield im Binnenmarktprogramm, der Franzose
Cheysson mit großangelegten Strategiekonzepten gegenüber der Dritten Welt
und der Belgier de Clercq im Getreidekonflikt mit den USA. Dabei kam ihnen
der Umstand zu Hilfe, daß die EG-Verträge für den Kommissionsvorsitz hierar-
chisch die Schwächstmögliche Variante gewählt haben: Der Präsident ist nur Pri-
mus inter pares und hat nicht die mindeste Richtlinienkompetenz3. Kommt es zur
Abstimmung, dann zählt die Stimme des Präsidenten nicht mehr als diejenige
jedes anderen Kommissars. Öfters als im Vorjahr überstimmten ihn seine Kolle-
gen. Der Verfall ging allerdings längst nicht so weit wie unter Gaston Thorn4; un-
ter Delors kam es nie zur Bildung fester Koalitionen wie der Davignon-Clique,
die zum Steuerzentrum der Thorn-Kommission geworden war. 1986 wurde die
Kommissionspolitik aber auch nicht mehr durchgängig vom festen Willen des
Präsidenten gelenkt, sondern von 17 gleichberechtigten Politikern in wechseln-
den Abstimmungsfronten. Wenn das unter einem so starken Mann wie Delors
passiert, dann ist das ein Hinweis auf einen strukturellen Mangel in der Kommis-
sionskonstruktion. Falls die Kommission in einer nächsten Reformrunde gestärkt
werden soll, liegt in einer Richtlinienkompetenz oder ähnlichen Privilegien für
den Präsidenten ein wichtiger Ansatzpunkt.

Die Kommissionsvorschläge und ihr Schicksal

Ausgeglichenere Kräfteverhältnisse bedeuteten keineswegs, daß nun alles schief-
gehen sollte. Bei der Erfüllung ihrer wichtigsten Aufgabe, dem Ministerrat kon-
sens- oder mehrheitsfähige und trotzdem sachgerechte und zukunftsträchtige
Vorschläge zu liefern, fand die Kommission oft immer noch die erfolgreiche Mi-
schung. Anhand einiger Beispiele soll hier die Kommissionstaktik in ihrem Zu-
sammenhang mit der Streuung von Erfolg und Mißerfolg skizziert werden.
Kapitalverkehr
Einen vollen Erfolg buchte die Kommission mit ihrem Vorschlag zur weiteren Li-
beralisierung des Kapitalverkehrs5. Zwar handelte es sich überwiegend nur um
die Verbindlicherklärung von Liberalisierungszuständen, die in den Mitgliedstaa-
ten de facto schon in Kraft waren; das aber verwandelte freiwillige nationale
Maßnahmen in eine EG-Verpflichtung und kehrte politisch einen langfristigen
Trend um. Wirtschaftlich labilere Mitgliedstaaten wie Frankreich und Italien hat-
ten die alten Liberalisierungsrichtlinien von 1960 und 1962 bisher nur als ein Ide-
alpostulat behandelt, dessen sie sich bei jeder Währungskrise sofort entledigten.
Die Umwandlung dieses Maximalziels in eine Mindestverpflichtung machte dar-
aus eine Startposition für weitere Liberalisierungen. Mit diesem chirurgisch prä-
zisen Mini-Eingriff aktivierte Delors im günstigsten Moment die auf diesem Sek-
tor sehr geringe Handlungsbereitschaft der Mitgliedstaaten und verwandelte eine
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defensive in eine vorwärtsweisende Grundstimmung. Im Dezember reagierte
dann auch erstmals eine französische Regierung auf eine Franc-Krise nicht re-
flexartig mit Kapitalverkehrseinschränkungen.
Arzneimittel
Mit einem ähnlichen Coup brachte Binnenmarkt-Kommissar Cockfield die seit
vielen Jahren stagnierende Harmonisierung des Arzneimittelmarktes in eine gün-
stigere Ausgangsposition. Bei den existierenden, traditionellen Medikamenten
hatten bisher die nationalen Arzneimittelkontrollen und Krankenkassen den
Durchbruch zu EG-Regeln verhindert. Cockfield vermochte nun den Ministerrat
zu überzeugen, für die hochtechnologischen Medikamente der Zukunft (auf bio-
technologischer Grundlage), deren Entwicklung noch fünf bis zehn Jahre dauern
wird, europäische Regelungen zu beschließen, bevor sie auf den Markt kommen.
Die vier im Dezember dazu verabschiedeten Richtlinien6 enthalten darüber hin-
aus Ansatzstellen zu einem späteren Übergreifen dieser Harmonisierung auf den
Bereich der traditionellen Medikamente. Mit vielen anderen Punkten des allge-
meinen Binnenmarktprogramms geriet der Ministerrat allerdings in Rückstand
auf die offizielle Marschtabelle.
Milchmarktreform

Ebenso zäh war der Kampf um eine radikale Umorientierung des Milchmarktes.
Nach zweijähriger Bearbeitung der Mitgliedstaaten wurde Kommissar Andries-
sen im Dezember mit dem Grundsatzbeschluß des Ministerrates belohnt, die
Produktionsquoten innerhalb von zwei Jahren drastisch um 9,5 Prozent zu sen-
ken7. Dabei half ihm eine taktische Konstellation im Ministerrat: Die britische
Premierministerin Thatcher und ihr Agrarminister Jopling suchten dringend nach
einem Erfolg, welcher die magere Bilanz des britischen Präsidialsemesters aufpo-
lierte.
Verkehrspolitik
Ähnlich hart mußte um einen weiteren großen Sektorerfolg gerungen werden,
die endgültige Deblockierung der gemeinsamen Verkehrspolitik nach dreißig
Jahren fast gänzlichen Stillstands. Das Hauptverdienst kommt dem Europä-
ischen Parlament zu, welches dem Ministerrat mit seiner erfolgreichen Untätig-
keitsklage vor dem Gerichtshof Beine gemacht hatte8. Ein weiterer Anstoß kam -
ein in der EG äußerst seltener Fall - direkt aus der betroffenen Bevölkerung mit
den wilden Grenzblockaden der unzufriedenen Lastwagenfahrer im Frühjahr
1984. Das Binnenmarktprogramm der Kommission ließ dann den Zustand der
EG-Verkehrspolitik vollends archaisch erscheinen; mit der Umwandlung der
parlamentarischen Grundsatzforderungen in operationelle Politikvorschläge lei-
stete die Kommission schließlich die eurokratische Kärrnerarbeit für den Libera-
lisierungsbeschluß vom Juni9.
Getreidekonflikt mit den USA
Einen Fehlgriff tat einer der angesehendsten Kommissare, der Belgier deClercq,
im Getreidestreit mit den USA. Bei dessen Ausbruch im Frühsommer verkünde-
te er weithin hörbar den selbstgerechten Standpunkt, die EG schulde nicht die
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mindeste Kompensation für die drei Millionen Tonnen Getreideexporte, welche
die Amerikaner in Spanien und Portugal wegen deren sofortiger totaler Über-
nahme des EG-Agrarprotektionismus verloren. Einen so extremen Standpunkt
rechtfertigen die in diesem Punkt unklaren GATT-Regeln nicht. Die ganze west-
europäische Öffentlichkeit wurde jedoch durch deClercqs einseitige Darstellung
zu überzogenen Erwartungen und antiamerikanischen Stimmungswellen verlei-
tet, die in Ressentiments umschlugen, als deClercq den USA im Januar 1987
dann doch auf halbem Wege entgegenkommen mußte.
Forschung
Die umstrittenste Kommissionsvorlage war 1986 der Vorschlag für eine massive
Erhöhung der EG-Ausgaben für Forschung und Technologie im Rahmenpro-
gramm 1987-9110, dem sich die ,,drei Großen" (Großbritannien, Frankreich und
Bundesrepublik) widersetzten, weil ihr nationales Forschungspotential noch oh-
ne EG-Hilfe für Projekte ausreicht, welche die Kräfte der Kleinen übersteigen.
Als die Diskussionen anfingen, machte Delors einen sachlich richtigen, aber tak-
tisch gewagten Schachzug, an dem das ganze Programm zu scheitern drohte. Er
überzeugte die Minister davon, auf das Programm im Vorgriff die Entschei-
dungsprozeduren des Forschungskapitels der Einheitlichen Europäischen Akte
anzuwenden - und das bedeutete: Einstimmigkeit für das Fünf Jahresprogramm,
qualifizierte Mehrheit für die darauf basierenden Einzelprojekte. Andernfalls
hätten die Entscheide projektweise, ohne Einbettung in eine Gesamtstrategie
nach den unterschiedlichen Entscheidungsverfahren der EWG und der Euratom,
getroffen werden müssen. Obwohl Delors daraus vor dem Londoner Gipfel eine
Grundsatzfrage der EG-Solidarität machte, schien er das Spiel zu verlieren.
Kräftige Herabsetzungen der Finanzdotation vermochten zunächst Frankreich
und dann die Bundesrepublik zur Zustimmung zu bewegen, nicht aber Großbri-
tannien, welches mit dem unter diesen Umständen legalen Veto drohte, wenn
das Programm nicht noch viel weiter zusammengestrichen würde. Auf diesem
Weg wollte jedoch die Kommission den Briten nicht weiter entgegenkommen,
und die Entscheidung blieb blockiert.
Regionalpolitik

Welche taktischen Möglichkeiten der Kommission hingegen das Mehrheitsver-
fahren offeriert, demonstrierte sie bei den zwei regionalpolitischen Vorhaben
STAR und Valoren": Sie gestaltete die Finanzierungsvorschläge so, daß ihnen
nur Großbritannien und die Bundesrepublik widersprachen; da das nicht für die
Sperrminorität ausreicht, wurden sie überstimmt. Die überraschende Entwick-
lung, daß im Rat seit der Unterzeichnung der Einheitlichen Europäischen Akte
echte Abstimmungen den Respekt vor dem traditionellen Vetorecht verdräng-
ten, gibt der Kommission neue Möglichkeiten in die Hand, um widerstrebende
Minderheiten oder Länder - und zwar keineswegs nur immer die Bundesrepublik
- auszumanövrieren.
Stahl
Gegen eine Verschwörung sämtlicher Mitgliedstaaten kommt die Kommission
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natürlich nicht an. Drei der vier Liberalisierungsvorschläge beim Stahlquotensy-
stem lehnten die Mitgliedstaaten einmütig ab12 - obwohl sie nur die Konkretisie-
rung des Fahrplans waren, den sie ein Jahr vorher festgelegt hatten. Die unvor-
hergesehene Verschlechterung der Stahlkonjunktur genügte, um sie umzustim-
men - und zwar erstmals auch die Bonner Regierung, der es früher fast im Al-
leingang nur zusammen mit der Kommission gelungen war, Liberalisierungen
durchzusetzen.

Das Seilziehen mit dem Ministerrat

Dieses Seilziehen mit dem Ministerrat macht den EG-Alltag aus. Frappierend ist
die Vielfalt der Konstellationen, die aus dem Spiel mit den vier von den Verträ-
gen je nach Sachgebiet bereitgestellten Entscheidungsvariablen hervorgeht: ein-
fache Mehrheit, qualifizierte Mehrheit, Einstimmigkeit und Vorschlag der Kom-
mission. Derartig verschieden sind im Europa der Zwölf die Interessen, daß die
Kommission - im Idealfall unterstützt von einer fortschrittswilligen Ratspräsi-
dentschaft - auf außerinstitutionelle Faktoren wie Sachzwang, Einsicht, Solidari-
tät, europäische Gesinnung, aber auch taktische Gerissenheit, Propaganda,
Druck der Öffentlichkeit, persönliches Intrigieren, Lobbies, Ermüdung oder po-
litische Kuhhändel mit und unter den Mitgliedstaaten zählen muß.

Ein Schlaglicht auf diese Intrigen warfen 1986 zwei ungewöhnliche Dokumen-
te. Zur Einstimmung ihrer Beamten auf die von der Einheitlichen Europäischen
Akte zu erwartenden Umstellungen gab die Kommission ein „institutionelles
Vademecum" heraus - provisorisch und zur ausschließlich internen Verwendung
- , in welchem das optimale Verhalten im Seilziehen mit dem Ministerrat be-
schrieben und gefordert wird. Es liest sich wie ein Guerilla-Handbuch, wobei die
einzig zugelassenen Waffen die Rechtsinstrumente der EG sind. Da ist zum Bei-
spiel die Rede von der „Denaturierung der Kommissionsvorschläge", indem ih-
nen der Rat unter „Mißbrauch seines Abänderungsrechts" ein sachfremdes Ele-
ment anhängt, oder indem er eine nur als Arbeitshypothese aufs Papier geworfe-
ne Idee eines Kommissionsbeamten plötzlich als formellen Vorschlag behandelt.
Oder der Rat versucht Mehrheitsbestimmungen zu umgehen, indem er neben
dem sachlich begründeten Vertragsartikel willkürlich noch einen zweiten, der
Einstimmigkeit fordert, zur Rechtsgrundlage wählt. Die Kommission gibt genaue
Anweisungen, wie solchen Winkelzügen begegnet werden muß.

Durch eine Presse-Indiskretion kam zufällig ein anderes Dokument aus dem
gegnerischen Lager an den Tag13. Die „Guidance on the Exercise of the Presid-
ency" ist ein Vademecum der britischen Regierung vom Mai 1986 für ihre Di-
plomaten, die im zweiten Halbjahr die EG-Ratspräsidentschaft zu führen hatten.
Sie gab genaue Anleitung, wie ein britischen Interessen zuwiderlaufender Rats-
beschluß immer wieder hinausgeschoben werden könne. Zum Beispiel indem
immer neue Konsultationen verlangt werden, oder indem der Raum, in welchem
die betreffende Sitzung stattfinde, kurzfristig durch eine andere Arbeitsgruppe
besetzt werden könne.
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Institutioneller Grabenkampf gegen die Kommission
Bei derartiger Einstellung kann es nicht verwundern, daß gewisse Mitgliedstaa-
ten, allen voran Großbritannien, den Prestigegewinn wieder zu verwischen such-
ten, den Delors 1985 für die Kommission errungen hatte. Das begann mit persön-
lichen und politischen Sticheleien gegen ihn. Gegen den Willen von Frankreich,
der Bundesrepublik und der Niederlande verhinderte Premierministerin That-
cher auf dem westlichen Wirtschaftsgipfel im Mai zusammen mit den USA und
Japan, daß der Kommissionspräsident in die dort geschaffene internationale
Währungsgruppe der ,,G-5" aufgenommen wurde. Nach dem Londoner EG-
Gipfel mokierte sie sich in der Pressekonferenz über den neben ihr sitzenden De-
lors, der ihre englischen Scherze nicht verstand, und kurz darauf wiederholte sie
dieses Spiel im Europäischen Parlament.

Schlimmer ist, daß sich die wiedererwachte Animosität gegen die Kommission
auch in den Versuch umsetzte, ihr institutionell wieder zu nehmen, was ihr 1985
die Einheitliche Europäische Akte gegeben hatte. Das wichtigste Zugeständnis
betraf die zweite wichtige Kommissionsfunktion neben dem Vorschlagsrecht: die
Durchführung der vom Ministerrat gefaßten Beschlüsse. Zwar hatte schon der
Gründungsvertrag der EWG eine solche Delegierung der Durchführungsbefug-
nis vom Rat an die Kommission vorgesehen14, aber nur in einer Kann-Fassung,
und das führte in der Praxis zu einer hybriden Mit-Regierung des Rates bis in
kleinste Details des EG-Gesetzvollzugs hinein. Die Akte macht nun die Delegie-
rung zur Regel und zur Pflicht, indem sie Artikel 145 des EWG-Vertrags wie
folgt ergänzt: „Zur Verwirklichung der Ziele und nach Maßgabe dieses Vertra-
ges . . . überträgt der Rat der Kommission in den von ihm angenommenen
Rechtsakten die Befugnisse zur Durchführung der Vorschriften, die er erläßt."
Der Rat kann nur noch „bestimmte Modalitäten für die Ausübung dieser Befug-
nisse festlegen" und sich ,,in spezifischen Fällen außerdem vorbehalten, be-
stimmte Durchführungsbefugnisse selbst auszuüben".

Der Sinn dieses Textes scheint klar: Die Kommission soll in der Regierungs-
funktion des Gesetzvollzugs mit Ausnahme von Sonderfällen zur eigentlichen
und einzigen EG-Exekutive werden. Das Nadelöhr, durch welches die unausrott-
baren Vorbehalte gewisser Mitgliedstaaten wieder in diese Grundsatzregelung
einbrachen, waren die „Modalitäten", die der Rat dafür festlegen darf. Die Re-
gierungskonferenz, welche die Akte schuf, hatte es für nötig befunden, daß diese
Modalitäten durch eine Durchführungsverordnung präzisiert werden müßten,
und als letzten Spiegelstrich in den Artikel 145 eingefügt: „Die obengenannten
Modalitäten müssen den Grundsätzen und Regeln entsprechen, die der Rat auf
Vorschlag der Kommission nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments
vorher einstimmig festgelegt hat."

Bestimmte Mitgliedstaaten suchten nun die Formulierung dieser Durchfüh-
rungsverordnung zu benützen, um die ganze Operation ihres Sinnes zu entleeren.
Die Kommission hatte am 3. März, drei Tage nach Unterzeichnung der Akte,
dem Rat ihren Vorschlag für die „Modalitäten" übermittelt15. Für die Rats-
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Überwachung ihrer Durchführungskompetenzen schlug sie drei Verfahren vor,
unter denen der Rat bei jedem neuen Rechtsakt auszuwählen hätte; andere Ver-
fahren würden nicht mehr geduldet. Die Formel „Beratender Ausschuß" war
harmlos, denn hier sollten die Fachexperten der Mitgliedsländer, welche den Ge-
setzesvollzug der Kommission auf jedem Sektor begleiten, nur unverbindliche
Empfehlungen abgeben dürfen. Im „Verwaltungsausschuß" und im „Rege-
lungsausschuß" haben jedoch die nationalen Experten nach den im Vertrag vor-
geschriebenen Abstimmungsverfahren ein Appellationsrecht an den Ministerrat,
und dieser kann mit qualifizierter Mehrheit eine Änderung beschließen. Der ein-
zige wesentliche Unterschied zwischen Formel 3 und Formel 2 besteht nach dies-
er Kommissionsversion darin, daß der Appell im Regelungsausschuß aufschie-
bende Wirkung auf den Kommissionsvollzug hat und im Verwaltungsausschuß
nicht. Auch im Regelungsausschuß wird aber der Gesetzesvollzug durch den Ap-
pell an den Rat nur verzögert und nicht, wie bisher oft, endlos verschleppt, denn
falls sich in einer bestimmten Frist keine qualifizierte Mehrheit gegen die Kom-
mission findet, darf diese auch hier ihre Maßnahme endgültig durchführen.

An diesem Punkt hakten die Gegner ein. Das ganze Jahr durch beharrte der
Ministerrat auf einer Version, welche die Handlungskompetenz genau umkehrt:
Im Regelungsausschuß solle die aufschiebende Wirkung des Appells gelten, bis
der Ministerrat einen Beschluß gefaßt habe, ohne jede Frist. Überall dort, wo für
ein Rechtsgebiet der Regelungsausschuß gewählt würde, gäbe das jedem wider-
spenstigen Mitgliedstaat die Gelegenheit, jene Verschleppungsmanöver, die in
der „Guideline" der britischen Präsidentschaft so lustvoll beschrieben werden,
jederzeit bis in die Phase des Gesetzvollzugs hinein auszudehnen. Von echter
Exekutivgewalt der Kommission könnte da keine Rede mehr sein. Denn daß die
Mitgliedstaaten für alle dissensverdächtigen Politiken den „Regelungsausschuß"
wählen würden, muß man ihnen nach aller Erfahrung unterstellen. So ließ zum
Beispiel Lord Cockfield am 7. Oktober 1986 einen Kommissionsprotest ins Pro-
tokoll des Binnenmarkt-Ministerrates setzen, weil dieser für die Richtlinie, wel-
che Angaben auf elektrischen Haushaltsgeräten über deren Geräuschpegel (Be-
handlungszeit: 5 Jahre) für obligatorisch erklärt, das Verfahren des Regelungs-
ausschusses wählte16. Das Europäische Parlament wollte in seiner Stellungnahme
den Regelungsausschuß ganz streichen17. Der Streit wurde 1986 nicht mehr gere-
gelt. Anfang 1987 war die Kommission noch unschlüssig, ob sie dem Ministerrat
in dieser Kardinalfrage nachgeben solle oder mit dem nackten Text des neuen
Artikels 145 ohne Durchführungsverordnung besser fahren würde. Da der Rat
darüber auf Vorschlag der Kommission entscheiden muß, genügte es dafür, ihren
„Modalitäten"-Vorschlag zurückzuziehen. Dies würde allerdings den ganzen
Vollzug der EG-Gesetzgebung in ein Rechtsvakuum eintauchen und zweifellos
einen jahrelangen Rechtsstreit mit dem Ministerrat auslösen.

Welche Mitgliedstaaten so hartnäckig an einer Verwässerung der Exekutivbe-
fugnisse der Kommission festhielten, wurde nicht bekannt. Da der Rat über die
Durchführungsverordnung einstimmig entscheiden muß, kann es ein einziger
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sein. Die Erfahrung spricht eher dafür, daß es mehrere sind. Die Formulierung
des neuen Art. 145 legt nahe, daß es sich dabei um einen unentschiedenen Kom-
promiß zwischen Anhängern und Gegnern handelte, der den Streit auf die Ebene
der Durchführungsverordnung verlagerte.

Epilog und Ausblick

Alle diese Entwicklungen legen die Frage nahe, ob das Erfolgsjahr 1985 viel-
leicht nur ein Zwischenhoch im Leben des zentralen EG-Organs gewesen sei.
Sein erneuter Abstieg könnte von den in dieser Frage uneinigen Mitgliedstaaten
irgendwo auf einem Niveau zwischen den Thorn-Jahren und dem ersten Delors-
Jahr gestoppt oder umgekehrt werden. Der Status der Kommission könnte so in
den nächsten Jahren zwischen den Extremen politisches Mitregierungs-Organ'
und ,gesetzestechnische Dienstleistungsstelle' hin- und herpendeln. 1986 wurde
von hohen EG-Beamten und -Diplomaten übereinstimmend ein ,Übergangsjahr'
genannt. Über das weitere Schicksal der Delors-Kommission würden die ersten
Monate von 1987 entscheiden; alles hänge vom Erfolg oder Mißerfolg der Mis-
sion zur Sanierung der EG-Finanzen ab, mit welcher die Regierungschefs im De-
zember 1986 den Kommissionspräsidenten betrauten.
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